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Suchtberatungsstellen sind oftmals die einzigen Erstversorgungsstellen mit 

spezialisierten Kenntnissen für von Konsumstörungen betroffene Menschen und ihre 

Angehörigen, v.a. in ländlichen Kommunen. Sie begleiten, beraten und behandeln, 

unterstützen und stabilisieren rauschmittelkonsumierende Menschen und ihr Umfeld 

in Krisen sowie in dauerhaft herausfordernden Lebenssituationen.  

Dieser besonderen Bedeutung von Suchtberatungsstellen steht eine chronische 

Unterfinanzierung gegenüber. Die Problematik besteht seit Jahrzehnten 

und spitzt sich weiter zu. Die Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen e. V. (DHS) führte 

im Frühjahr 2024 eine Abfrage unter allen Suchtberatungsstellen ihrer 

Mitgliedsverbände durch. Von über 1.300 angeschriebenen Beratungsstellen, 

konnten 534 Rückmeldungen in die Auswertung einbezogen werden:  

 

 
Abbildung 1: Rücklauf 

 

Kern der Untersuchung war die Frage, inwiefern die Finanzierung der Leistung 



Suchtberatung mit öffentlichen Mitteln (Kommune, Land) im laufenden Jahr 2024 

gesichert ist. 15,2 % der Rückmeldenden gaben an, dass für diesem Zeitraum die 

Finanzierung gesichert sei. 7,7 % gingen von einer kostendeckenden Finanzierung in 

2024 aus, obwohl eine abschließende Klärung zum Zeitpunkt der Beantwortung noch 

ausstand. Bei 77,1 % ist dies nicht der Fall: 61,4 % der befragten Verantwortlichen 

öffentlich geförderter Suchtberatungsstelle sagten aus, dass die Finanzierung der 

Leistung Suchtberatung in 2024 nicht kostendeckend sei. Weitere 15,7 % gingen 

ebenfalls davon aus, aber eine abschließende Klärung stand zum Zeitpunkt der 

Befragung noch aus. 

 

 
Abbildung 2: Finanzierung der Leistung Suchtberatung im Jahr 2024 

 
Auswirkungen der Finanzierungslücke 

Bei der Beantwortung der Frage zu den Auswirkungen der etwaigen 

Finanzierungslücke wurden 1.010 Antworten abgegeben (Mehrfachnennungen 

möglich). Gemäß 154 Angaben kann diese kompensiert werden. Demgegenüber 

stehen 737 Antworten, die sich auf negative vorgegebene Antwortkategorien 

beziehen. Insbesondere die Einschränkung von Angeboten für die Klientel (187 

Angaben), der Mittelrückgang für Ausstattung bzw. Sachmittel (149 

Angaben) und die Streichung von Angeboten (109 Angaben) sind Auswirkungen der 

Finanzierungslücke. 
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Abbildung 3: Auswirkungen der Finanzierungslücke  

 

Auch in den von den Beantwortenden ausformulierten Angaben unter „Sonstiges, 

und zwar…“  werden in 119 Antworten vor allem konkrete Auswirkungen auf das 

Angebot und auf das vorhandene Personal genannt oder die Kompensation durch 

Querfinanzierungen oder Eigenmittel beschrieben. Die folgenden ausgewählten 

Kommentare verdeutlichen die konkreten Auswirkungen: 

• „Druck, mehr Gelder aus anderen Töpfen beantragen zu müssen. Stress, dass die 

ambulante Reha mehr einbringen muss.“ 

• „Aufgrund der schlechten Finanzierung - bereits seit Jahren - wurden 2015 Stellen 

gestrichen, mangelnde Planungssicherheit, befristete Stellen, keine 

Präventionsangebote, Angehörigenarbeit nur in geringem Umfang bei gleichzeitiger 

Steigerung der Anforderungen von Kommunen, Land, Kooperationspartner*innen...“ 
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• „Keine angemessene Personalaufstockung möglich, d.h. seit Jahrzehnten gleicher 

Stellenschlüssel bei steigender Klient:innenzahl. Defizit wird teils aufgefangen durch 

Ambulante Rehabilitation und Kirchensteuermittel“ 

• „Rückgang der Qualität, weil finanziell weniger Weiterbildungen möglich sind; 

Abwanderung von Personal in besser bezahlte Stellen“ 

• „Erwirtschaftungsdruck steht im Vordergrund nicht mehr die Klient:innen“ 

 

Höhe des Defizits 

Auf die Frage, wie groß das Defizit in der Finanzierung der Angebote der 

Suchtberatung sei, machten 74,5 % der 523 Rückmeldenden Angaben zur Höhe des 

erwarteten Defizits. 24,7 % aller Rückmeldenden berichteten von einer nicht 

finanzierten Spanne von 0-10 %. Fast ein Drittel (29,8 %) gab ein Defizit von 11-20 % 

an. Mit 30 % gaben ebenso viele ein Defizit über 21 % an, davon 4,2 % sogar ein 

Defizit über 50 %. Unter den Antwortenden gaben 15,5 % an, dass kein Defizit 

vorliegt und eine vollständige Kostendeckung besteht. Dieser Prozentsatz ist 

übereinstimmend mit der bereits oben beschriebenen Frage, ob im Jahr 2024 

die Finanzierung der Leistung Suchtberatung mit öffentlichen Mitteln kostendeckend 

ist (vgl. Abbildung 2). 

 

Gründe nicht-auskömmlicher Finanzierung 

In einer Frage des Online-Fragebogens wurde nach den Gründen der nicht-

ausreichenden Finanzierung getrennt nach kommunalen Mitteln und Landesmitteln 

gefragt. Mehrfachantworten waren möglich. In Abbildung 4 werden zur besseren 

Übersicht kommunale Mittel und Landesmittel getrennt voneinander betrachtet. Es 

wird deutlich, dass vor allem die Stagnation oder die nicht ausreichende Anhebung 

von kommunalen Mitteln und Landesmitteln bei steigenden Kosten eine nicht 

ausreichende Finanzierung begründet. Die Spanne reicht hier jeweils von 196 bis 

224 Antworten. Zudem berichten 55 Antwortende von einer Reduzierung der 

Landesmittel sowie 66 Antwortende von einer Reduzierung der kommunalen 

Mittel. 

 

 



 
Abbildung 4: Gründe für eine nicht ausreichende Finanzierung 

 

69 Rückmeldungen geben in einem Freifeld sonstige Gründe an. Darunter vor allem, 

dass die zugewiesenen Mittel nicht adäquat bzw. dynamisch berechnet sind, um 

kostendeckend zu sein (20 Antworten) oder dass die Akquise der Eigenmittel 

Schwierigkeiten bereitet (19 Antworten). 

Folgende ausgewählte Zitate verdeutlichen die Gründe der nicht ausreichenden 

Finanzierung: 

• „Kopplung der kommunalen Verträge an die Landesförderung mit festem 

Personalschlüssel, also jedes Jahr steigendes Defizit.“ 

• „Stagnierung der Eigenmittel (Kirchengelder) trotz Lohnsteigerung, 

Sonderzahlungen (Corona)“ 

• „Kommunalpolitik und Fachbereich Soziales schieben sich gegenseitig die 

Verantwortung zu, alle "verstehen" die Not und schicken uns zum anderen, seit 

Jahren bringen die Unterhaltungen, Forderungen, Verhandlungen, Einladen der 

Politik, nette Gespräche und Führungen durch die Einrichtung nichts“ 

• „Die Nachfrage nach Suchtberatung, der Bedarf insgesamt ist höher als wir aktuell 

zeitnah bedienen können. Neben Fachpersonal fehlen uns adäquate Räume“ 

 

Eigenmittel 
Bezüglich der Eigenmittelsituation wird in der vorliegenden Untersuchung gesondert 

gefragt und in einer offenen Antwortkategorie ermittelt, ob und in welcher Höhe die 

Träger/die Verbände Eigenmittel erbringen, um die Angebote der Suchtberatung zu 
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finanzieren. Jede dritte Einrichtung (33,9 %) gibt an, dass der Träger bzw. Verband 

bis zu 10 % Eigenmittel für die Leistungserbringung der Suchtberatung einbringt. Bei 

etwas mehr als jeder fünften Einrichtung 

(21,5 %) sind 11 bis 20 % der Leistung durch Mittel des Trägers bzw. Verbandes 

finanziert. Bei jeder achten Einrichtung (12,8 %) beträgt der Anteil sogar 21 bis 30 % 

und bei jeder zwanzigsten Einrichtung zwischen 31 und 40 %. Bei wenigen 

Einrichtungen liegt der Finanzierungsanteil des Trägers/der Trägerin bzw. Verbandes 

sogar darüber. Bei 21,3 % der Antworten wurde eine Erbringung von Eigenmitteln 

durch den Träger/der Trägerin bzw. den Verband bestätigt, die Angabe der Höhe 

lässt sich jedoch nicht eindeutig zuordnen. 

 

Probleme für den Betrieb der Suchtberatungsstelle 

Die Befragung schließt u.a. mit der qualitativen Frage ab: „Wo sehen Sie das größte 

Problem für den Betrieb der Suchtberatungsstelle in 2024?“  

Meistgenanntes Problem ist die nicht vorhandene ausreichende Finanzierung mit 

156 Nennungen. Personalengpässe (67 Nennungen) und Fachkräftemangel (66 

Nennungen) folgen auf Rang zwei und drei.  

Somit wurde überdeutlich, dass die mangelnde Finanzierung ein Hauptproblem im 

Betrieb der Suchtberatungsstellen darstellt. Differenziert nach Kostenarten werden 

vor allem steigende und fehlende Personalkosten genannt und auch steigende 

Sachkosten oder Mieterhöhungen. Kritisch wird ebenfalls gesehen, dass die 

Aufgaben der Suchtberatungsstellen eine freiwillige Leistung seitens der Kommune 

darstellen, keine Pflichtaufgabe. 

Weitere Ergebnisse sind der Zusammenfassung der Befragung von Christina 

Rummel zu entnehmen (DHS 2024, Finanzierung der Suchtberatungsstellen in 

Deutschland). 

 

Bewertung der Ergebnisse 

Erstmals wurde mit dieser Befragung bundesweit erhoben, wie es um die 

Finanzierung der Suchtberatungsstellen in Deutschland steht. Die Ergebnisse dieser 

Erhebung sind vor dem Hintergrund einer sehr unterschiedlichen 

Finanzierungslandschaft in Deutschland zu betrachten. Jedes Bundesland, jede 

Kommune finanziert - wenn sie finanziert – die Beratungsstellen vor Ort unter 



anderen (fachlichen) Bedingungen oder anderen Berechnungsgrundlagen mit den 

zur Verfügung stehenden oder gestellten Mitteln. 

Die Ergebnisse offenbaren ein eklatantes Defizit in einem nicht geahnten Ausmaß. 

Dreiviertel der öffentlich finanzierten Suchtberatungsstellen können ihre Kosten nicht 

decken. Über die Hälfte der Befragten berichten über ein Defizit ihrer Angebote bis zu 

20 %, ein Drittel der befragten Einrichtungen liegt sogar darüber. Ein Ausgleich über 

Eigenmittel ist nur schwer möglich, da u.a. Kirchensteuermittel ebenfalls rückgängig 

sind oder Träger höhere Zuschüsse nicht erwirtschaften können. 

Dabei geht es bei den zugewiesenen Mitteln seitens der Kommunen oder des 

Landes weniger um eine Reduzierung der Gelder. Vielmehr stagniert das Budget 

oder Mittel werden nicht kostendeckend angehoben. Damit stehen die 

Suchtberatungsstellen finanziell mit dem Rücken zur Wand – ihre Existenz ist 

vielerorts gefährdet. 

Doch nicht allein die mangelnde finanzielle Ausstattung bereitet den Verantwortlichen 

und Fachkräften der Suchtberatungsstellen Sorgen. Hinzu kommen eine wachsende 

Komplexität der Fälle, eine höhere Nachfrage, Unsicherheiten bzgl. der Cannabis-

Teillegalisierung, zahlreiche weitere fachliche Themen, die zu bearbeiten wären – 

aber durch Personal- und Fachkräftemangel nicht zu stemmen sind. Dies wirkt sich 

sowohl auf die (noch vorhandenen) Fachkräfte als auch auf die Betroffenen aus. 

Fachkräfte stehen unter Druck, mit zu geringen personellen Ressourcen die 

wirtschaftliche Existenz sichern zu müssen und können das Angebot für Betroffene 

nicht mehr aufrechterhalten. Sprechzeiten und Öffnungszeiten werden 

gekürzt, Schließungen von Beratungsstellen sind bereits erfolgt und anhand der 

Ergebnisse wird deutlich, dass weitere Schließungen absehbar sind, sofern sich die 

Situation nicht grundlegend ändert. Hilfsbedürftige Menschen mit Suchterkrankungen 

können dann nicht mehr adäquat versorgt werden. Ganze Landstriche werden ohne 

Beratungsangebot auskommen müssen. Die qualitativen Rückmeldungen zu den 

größten Problemen für den Betrieb ihrer Suchtberatungsstelle sowie zu notwendiger 

Unterstützung, um die Angebote der Beratungsstelle bedarfsgerecht umzusetzen, 

haben eine große Wucht. Deutlich wird in den teils sehr ausführlichen und 

tiefgehenden Aussagen, dass die Sorgen um die Finanzierung – vor allem die 

steigenden Personalkosten – die Arbeit mit den betroffenen Klientinnen und 



Klienten in den Hintergrund rücken lässt, obwohl genau an dieser Stelle alle Kraft 

gebündelt werden müsste, um den fachlichen hohen Standards in der Prävention, 

Beratung und Behandlung gerecht zu werden. 

Die Suchtberatungsstellen brauchen Hilfe – nur so können sie weiterhin Betroffenen 

helfen. 

 

Fazit und Forderungen 

Kern des Problems ist, dass die kommunal finanzierte Suchtberatung keine 

verbindliche und gesetzlich gesicherte Leistung ist und somit ihre Ausstattung auch 

von der Finanzlage der jeweiligen Kommune oder des Bundeslandes abhängig ist. 

Besonders problematisch für die Versorgung Rauschmittelkonsumierender ist dabei, 

dass Suchtberatungsstellen häufig erste Adresse für Hilfesuchende sind und sie eine 

zentrale Koordinierungs- und Schnittstellenfunktion im hoch spezialisierten und 

vielgliedrigen Versorgungssystem einnehmen. 

Durch politische Entscheidungen sind verbindliche Strukturen für das Angebot 

Suchtberatung zu schaffen. Die Leistungserbringung der Suchthilfe muss durch eine 

verlässliche Finanzierungsgrundlage gesichert sein. 

Es soll aber nicht nur bei Forderungen bleiben. Die DHS hat sich intensiv mit 

möglichen gesetzgeberischen Regelungen auseinandergesetzt, um eine 

auskömmliche Finanzierung der Suchtberatung zu sichern (DHS 2023, Eckpunkte für 

gesetzliche Regelungen zur Finanzierung der Suchtberatung). 

Als ersten Schritt sollte es den politischen Willen geben, eine gesicherte finanzielle 

Basis für die Suchtberatung zu schaffen. Bundesweit einheitlich sollte ein 

Personalschlüssel je Einwohner:innenzahl für die Leistungen der Suchtberatung 

festgelegt werden, ebenso wie seine Finanzierung. 

Wir können nicht zusehen, wie eine der wichtigsten Säulen der Versorgung in der 

Suchthilfe nach und nach wegbricht.  Es ist eine Minute vor 12. Die Politik muss 

handeln, damit die Suchtberatungsstellen in Deutschland weiterhin ihre wichtige 

Arbeit für die Gesellschaft und für Betroffene leisten können. 
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